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Ziele: Investitionen und Abkommen
Macri trifft Merkel in Davos / Macron tritt auf die Bremse
Mauricio Macri traf Angela Merkel in Davos. (Foto: Presidencia/dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Um deutsche Investitionen in Argentinien ging es bei dem Gespräch, das Präsident Mauricio Macri und Bundeskanzlerin Angela Merkel am Rande des Weltwirtschaftsforums in Davos führten. „Die Investoren haben die Wahlen in Argentinien abgewartet und sind nun nach dem klaren Sieg der Regierung beruhigt“, hob Macri bei dem 15-minütigen Gespräch hervor.
Wie das Präsidialamt mitteilte, sprachen beide Politiker konkret über ein mögliches Engagement der Berliner U-Bahn in Buenos Aires. Bei der nächsten Ausschreibung könnten sich die Berliner um die Betreiberlizenzen in der Untergrundbahn der Partnerstadt bemühen, hieß es.
Ein weiteres wichtiges Thema war das geplante Handelsabkommen zwischen EU und Mercosur, an dessen zügigem Abschluss beide Seite großes Interesse haben.
An der Unterredung nahmen auf argentinischer Seite neben Macri auch Außenminister Jorge Faurie, Schatzamtsminister Nicolás Dujovne, Fulvio Pompeo als Staatssekretär für strategische Angelegenheiten sowie Horacio Rodríguez Larreta, der Regierende Bürgermeister von Buenos Aires, teil.
Seit Macris Machtantritt im Dezember 2015 gab es bereits mehrere Zusammentreffen zwischen dem argentinischen Präsidenten und der Kanzlerin: Im Juli 2016 in Berlin, im Juni 2017 in Buenos Aires sowie im Rahmen des G20-Gipfels im Juli vorigen Jahres in Hamburg. Argentinien hat die G20-Präsidentschaft vor zwei Monaten von Deutschland übernommen und wird Ende November dieses Jahres den nächsten Gipfel in Buenos Aires ausrichten.
Nicht so viele Schnittstellen wie mit Merkel gab es mit Frankreichs Präsidenten Emmanuel Macron, den Macri im Anschluss an das Weltwirtschaftsforum in Paris besuchte. So trat der Gastgeber beim Thema Handelsabkommen auf die Bremse: Dies könne nur dann „eine gute Sache, wenn unsere roten Linien nicht überschritten werden“, so Macron auf einer gemeinsamen Pressekonferenz beider Politiker.
Die Franzosen sträuben sich vor allem dagegen, dass durch das Abkommen große Mengen südamerikanischen Rindfleisches ohne Einfuhrbeschränkungen nach Europa kommen. Macron befürchtet, dass dadurch 25.000 bis 30.000 Arbeitsplätze in Frankreich vernichtet werden könnten.
Gleichwohl bemühten sich die argentinischen Vertreter, weiterhin Optimismus zu verbreiten: „Die Verhandlungen zwischen EU und Mercosur sind nicht festgefahren“, meinte Außenminister Faurie. Und Macri ergänzte: „Das Abkommen ist wünschenswert und zweckmäßig.“
Argentinien
Macri vs. Moyano
Schlammschlacht zwischen Präsident und Gewerkschafter
Mauricio Macri. Hugo Moyano. (Fotos: dpa)
Buenos Aires (AT/mc) - Zwischen Präsident Mauricio Macri und dem mächtigen Gewerkschaftsboss Hugo Moyano ist ein heftiger öffentlicher Schlagabtausch entbrannt. „Wenn ich in den Knast gehen sollte, dann nur, wenn in der Nachbarzelle Franco Macri sitzt“, hatte der Generalsekretär der Lkw-Fahrer-Gewerkschaft vor wenigen Tagen dem TV-Sender „Crónica“ in Anspielung auf den Vater des Staatschefs gesagt. Nun meldete sich der Präsident auf Radio Mitre zu Wort. Dabei forderte er den Arbeiterführer dazu auf, Ruhe zu bewahren und den Vorladungen der Justiz Folge zu leisten.
Gegen Moyano und seinen Sohn Pablo, der Stellvertreter seines Vaters sowohl bei den Lkw-Fahrern als auch an der Spitze des Fußballvereins Independiente ist, laufen derzeit Ermittlungen der Justiz. Den Moyanos wird in insgesamt drei Strafverfahren Geldwäsche sowie die Bildung einer kriminellen Vereinigung vorgeworfen.
Hugo Moyano wies die Vorwürfe zurück: „Ich habe niemals Geldwäsche betrieben. Wenn ich wirklich den Fußballclub dazu missbraucht hätte, würden mich die Mitglieder nicht mit 90 Prozent zu ihrem Vorsitzenden gewählt haben“, argumentierte Moyano. Er engagiere sich bei Independiente, um zu helfen. Die Anschuldigungen seien „Unfug“, größtenteils vorgetragen von jungen Journalisten, die sich um jeden Preis in die erste Reihe schieben wollten. „Sie wissen nichts, aber glauben, die Weisheit gepachtet zu haben. Sie sind nützliche Idioten“, giftete Moyano.
Der Gewerkschaftsboss kritisierte bei der Gelegenheit die Politik der Regierung, die zu Lasten der Arbeiter gehe: „Die Inflation wird 20 Prozent übersteigen, aber sie wollen die Löhne nur um 15 Prozent erhöhen“, beklagte Moyano. Er und sein Sohn kündigten von daher eine Mobilisierung der Lkw-Fahrer für den 22. Februar an.
Seine Attacke auf die Präsidentenfamilie würzte Moyano mit der Bemerkung, es sei „unerhört“, dass sich Franco Macri angesichts der Skandale, die dieser verursacht habe, noch auf freiem Fuß befinde. In der jüngsten Vergangenheit waren vor allem die bei den „Panama Papers“ bekannt gewordenen Briefkastenfirmen des aus Italien stammenden Unternehmers in die Schlagzeilen geraten.
Mit den Worten, Moyano möge einen „86-Jährigen in Ruhe zu lassen, der zurückgezogen in seinem Haus lebt“, verteidigte Mauricio Macri seinen Vater. Der Gewerkschafter solle aufhören, die Schuld bei anderen zu suchen und sich stattdessen konstruktiv einbringen, damit sich in Argentinien die Dinge zum Besseren wenden, meinte der Präsident. „Gegenwärtig erleben wir, dass die Justiz erwacht und unabhängig agiert“, so Macri. Dem müsse sich Moyano fügen, anstatt nervös überzureagieren.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Belastung Hausgeld
Die steigenden Kosten für das Hausgeld (Expensas) sind in Buenos Aires für viele Menschen ein ständig zunehmendes Ärgernis. Alleine 2017 stiegen die hierfür fälligen Ausgaben um 34,7 Prozent gegenüber dem Wert im Jahr zuvor. Gegenwärtig bemüht sich die Stadtregierung um Wege, die Kosten zu bremsen. Ein Ansatz ist, die bestehenden Regelungen dahingehend abzuändern, dass es künftig Hausmeisterwohnungen in Mehrparteienhäusern erst ab 15 Wohneinheiten geben muss. Des Weiteren regt die Stadtregierung an, bestimmte Wartungskontrollen - wie etwa für neue Fahrstühle oder Heizkessel - weniger häufig als bislang vorzuschreiben. Die Interessenvertretung der Hausgemeinschaftsmitglieder Fedeco sieht darin indes nur Stückwerk. Sie will vor allem bei den Hausmeistergehältern ansetzen, in die rund 80 Prozent des Hausgeldes fließen. Um hier eine signifikante Drosselung zu erreichen, will Fedeco künftig an den Tarifverhandlungen beteiligt werden, bei denen das Hausmeistersalär festgelegt wird. Politisch wird eine Kompromissfindung derzeit dadurch erschwert, dass mit Víctor Santa María ein Oppositionspolitiker der Hausmeistergewerkschaft vorsteht.
Bildungsförderung
Junge Menschen aus ärmeren Verhältnissen, die einen Schulabschluss nachmachen oder ein Studium abschließen wollen, sollen auch weiterhin staatliche Unterstützung erhalten. Dies machte Präsident Mauricio Macri klar, indem er am Dienstag das von der Kirchner-Regierung 2014 ins Leben gerufene Förderprogramm „Progresar“ erneuerte. Für die Initiative, deren vollständiger Name ab sofort „Becas Progresar“ lautet, hat die Nationalregierung 10 Milliarden Pesos zur Verfügung gestellt. Das Angebot richtet sich grundsätzlich an Personen im Alter zwischen 18 und 24 Jahren, deren Familien insgesamt nicht mehr als das Dreifache des Mindestlohnes im Monat zur Verfügung haben. Für diejenigen, die bereits im Programm sind und ein Universitätsstudium zu Ende bringen wollen, kann die Förderung nun aber auch bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres verlängert werden. Neu sind auch die Unterstützungssätze: Förderberechtigte, die Grund- oder Sekundarschule abschließen wollen, erhalten 1250 statt bisher 900 Pesos an monatlichen Zuschüssen. Bis zu 2300 Pesos kann die Hilfe für diejenigen betragen, die sich an der Universität versuchen. „Wir wollen, dass immer mehr junge Menschen einen Abschluss machen. Gelingt dies nicht, führt es nur zu Frustration“, so Macri bei der Präsentation des Maßnahmen.
Madres widersetzen sich
Hebe de Bonafini gibt sich weiter unbeugsam. Am Montag widersetzte sich die 89-jährige Vorsitzende der Mütter der Plaza de Mayo (Madres) einer Hausdurchsuchung, die die Justiz im Sitz der Menschenrechtsorganisation in der Straße Yrigoyen 1584 angeordnet hatte. Es sollte dabei eine Bestandsaufnahme von Vermögenswerten der Madres durchgeführt werden, was den Behörden im Rahmen des Konkursverfahren gegen die Madres notwendig erschien. Die Organisation ist durch den Skandal um Unterschlagungen beim Sozialwohnungsprogramm „Sue-ños compartidos“ in Schieflage geraten. Bonafini und ihre Mitstreiterinnen verschanzten sich jedoch rund zwölf Stunden in ihrem Gebäude und verhinderten, dass die Justizbeamten die Räume inspizieren konnten. Die Vorsitzende der Madres erklärte in einer Pressekonferenz, man werde keine Gegenstände, die die Organisation in „40 Jahren des Kampfes“ angesammelt habe, an diese Regierung aushändigen. „Sie wollen uns auf die Knie zwingen. Aber wir werden das nicht zulassen“, so Bonafini.
Antrag abgelehnt
Der in Uruguay festgenommene argentinische Gewerkschafter Marcelo Balcedo wird vorerst nicht an die Behörden seines Heimatlandes ausgeliefert. Dies entschieden die uruguayischen Justizbehörden am Dienstag. Sie kamen somit einen Antrag der argentinischen Seite nicht nach, die gegen Balcedo wegen Verdachts auf Geldwäsche und Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung ermittelt (wir berichteten). Die Staatsanwaltschaft in Uruguay stellt selbst Untersuchungen gegen den Arbeiterführer an. Bevor diese nicht abgeschlossen sind, will sie Balcedo nicht an Argentinien übergeben. Die uruguayische Justiz ordnete nun erst einmal eine 120-tägige Untersuchungshaft gegen Balcedo und seine Frau Paola Fiege an, die der gleichen Delikte bezichtigt wird wie ihr Mann. Nach Angaben der Zeitung „Clarín“ soll Balcedo ein Vermögen von rund 35 Millionen US-Dollar angehäuft haben. Dazu gehörten auch 18 Immobilien und 40 Luxusautos. (AT/mc)
Meinung
Die Korruptionsproblematik
Von Juan E. Alemann
Die Korruption der Kirchner-Regierungen war so gigantisch, dass sie alle anderen Korruptionsfälle in den Schatten stellt. Dass Néstor Kirchner als Gouverneur der Provinz Santa Cruz die von YPF geschuldeten Erdölgebühren in die eigene Tasche stecken konnte, statt sie als Einnahme der Provinzverwaltung zu buchen, und dass dies auch von der Nationalregierung geduldet wurde, ist wirklich mehr, als man für möglich gehalten hätte. Dass die Familie Kirchner, mit Néstor zuerst und Cristina danach als Präsident, sich weiter bereichert, mit dem Bau von Hotels, mit sichtbaren illegalen Weißwaschungsmanövern, mit Zuteilung öffentlicher Bauten und anderen Geschäften an Strohmänner und Partner, geht auch über alles bisher dagewesene hinaus, ebenso wie die notorisch falsche Steuer- und Vermögenserklärung von Cristina K., die ein korrupter Richter für richtig erklärt hat, ohne sie von Fachleuten prüfen zu lassen.
Es gab zwar schon unter den Kirchner-Regierungen zahlreiche Klagen vor Gericht, die sich auf konkrete Einzelfälle der Kirchner-Korruption bezogen. Doch die Kirchners stellten die Richter unter Druck, und die Gerichtsverfahren wurden hinausgeschoben, in Erwartung der Verjährung. Die direkte Abhängigkeit der Justiz von der Regierung gehörte auch zu dieser offenen Korruption.
Mit dem Übergang auf die Macri-Regierung hat sich dies geändert. Die einzelnen Prozesse schreiten jetzt voran, nachdem die Richter nicht mehr unter Druck stehen und, im Gegenteil, zeigen müssen, dass sie korrekt vorgehen. Sie fühlen sich auch vom Richterrat bedroht, der jetzt beginnt, sich effektiv mit der richterlichen Korruption und Politisierung zu befassen. Die Macri-Regierung übt keinen Druck auf die Richter aus, bemüht sich jedoch darum, dass die Justiz funktioniert und die Richter sich an die Gesetze halten, was sie in der Praxis auch nicht ganz tun. Ebenfalls arbeitet die Regierung an gesetzlichen Reformen, die die Aufdeckung und Bestrafung der Korruption erleichtern. Das bezieht sich auf Straferleichterungen für reuige Mitbeteiligte und auf die Beschlagnahme der unrechtmäßig erworbenen Vermögen. Gelegentlich werden diese Initiativen vom Kongress angenommen.
Die Korruptionsproblematik geht jedoch über dies hinaus. Es besteht in der öffentlichen Verwaltung auch Korruption, wenn Beamte Entscheidungen treffen, die einzelne Unternehmen begünstigen. Ein Beispiel ist die Aufteilung des EU-Exportkontingentes von Rindfleisch, benannt Hilton-Quote. Die angewendeten Kriterien sind recht willkürlich. Tausend Tonnen mehr oder weniger stellen viel Geld dar, so dass es unvermeidlich ist, dass Schmiergelder bezahlt werden. Um dies zu vermeiden muss die Quote ausgeschrieben oder versteigert werden. Doch genau das haben die Korrupten bisher verhindert.
Korruption besteht auch bei den Gewerkschaften, wie es in letzter Zeit mit mehreren extremen Fällen sichtbar wurde. Hier hat der Staat versagt, einmal, weil weder das Arbeitsministerium noch das Steueramt die Finanzen der Gewerkschaften und der Sozialwerke kontrolliert. Das beginnt sich erst jetzt zu ändern. Es besteht dabei jedoch die Gefahr, dass es schließlich zu einem Kuhhandel kommt, bei dem die Gewerkschafter mäßigen Lohnerhöhungen und bestimmten Reformen des Arbeitsrechts zustimmen, aber als Gegenleistung fordern, dass sie nicht belästigt werden.
Die Korrupten versuchen stets, dass ihr konkreter Fall nur als einer von unzähligen betrachtet wird. Wenn alle korrupt sind, dann taucht ein Einzelfall unter. Deshalb muss vermieden werden, die kleine Korruption, die in Geschenken oder Gefälligkeiten zum Ausdruck kommt, in einen Topf mit den großen Fällen zu werfen.
Meinung
Im Blickfeld: Staatsmännisch?
Von Milena Erlhof
Trumps Rede zur Lage der Nation blieb vom twitter-Account des Präsidenten unkommentiert und enthielt auffällig wenige populistische Parolen. Einige Pressestimmen unterscheiden daher jetzt zwischen dem „twitter-Trump“ und dem „Teleprompter-Trump“, der Spiegel bezeichnet die Rede als „seine ehrlichste“ und Gegner werfen ihm Verlogenheit vor. Doch wer ist Trump und wenn ja wie viele?
Sieht man sich die Rede genauer an, findet man viele Spuren von Trumps Handschrift: Lügen, die noch während seiner Rede widerlegt werden können, wie zum Beispiel, dass er die größte Steuerreform umgesetzt habe, die es in den Vereinigten Staaten je gab.
Selbstbeweihräucherung für einen wirtschaftlichen Aufschwung, der nachweislich schon unter seinem Vorgänger Obama begann und dessen Ursachen umstritten sind. Noch mehr Selbstbeweihräucherung für eine historisch niedrige Arbeitslosenquote unter Schwarzen und Latinos, die nie auf seiner Agenda stand, sondern aus dem Aufschwung (den es schon vor Trump gab) hervorgeht.
Auch Trumps Inhalte haben sich nicht verändert: Mit der Fortführung von Guantánamo setzt er auf innere Sicherheit und den Kampf gegen den Terrorismus (und zwar auf rechtlich sehr umstrittene Art), er bringt terroristische Anschläge der letzten Zeit fälschlicherweise mit der Greencard-Lotterie in Verbindung und nimmt dies als Begründung, sie abzuschaffen. Auch die Mauer zu Mexiko und die Beendung des „Krieges gegen wunderschöne, saubere Kohle“ sind wieder im Gespräch.
Wirklich überraschend ist, dass es diesmal keine bösen Überraschungen gab, sprich: kein Twitter- oder sonstiges Gepöbel vor, während oder nach der Rede. Vielleicht das erste Mal in seiner Amtszeit hielt sich Trump ans Skript.
Mit Aussprüchen wie „Heute Abend rufe ich alle von uns auf, unsere Differenzen beiseite zu legen, nach Gemeinsamkeiten zu suchen, und die Einigkeit zu erzielen, die wir brauchen, um den Menschen, die uns gewählt haben, zu dienen“ zeigte Trump den Willen, eine tief gespaltene Nation zu einen, anstatt verschiedene Lager mit populistischen Parolen gegeneinander aufzuhetzen. Seine nationalistischen Metaphern wirkten beinahe zahm.
Die gemäßigte Haltung zeigte Wirkung: 75 Prozent der Amerikaner, die die Sendung verfolgten, reagierten laut Umfragen positiv auf Trumps Rede, was sehr erstaunlich ist bei einem Präsidenten, der noch immer rekordverdächtig niedrige Umfragewerte einfährt.
Wenn schon kein neuer Trump, so scheint er sich doch zumindest verändert zu haben. Diese Rede ist, neben der Durchsetzung der Steuerreform, ein weiterer Hinweis darauf, dass Trump sich langsam in sein Amt einfindet und die Spielregeln des politischen Parketts zu befolgen lernt. Ob nun wahr oder falsch, ehrlich oder verlogen: Trump wirkte überzeugend wie selten. In dem Deal 1,8 Millionen Einbürgerungen von „dreamern“ gegen Geld für die Mauer an der Grenze zu Mexiko hat er eine sehr starke Position und somit rückt die Realisierung eines Wahlkampfversprechens in greifbare Nähe, das viele schon für tot erklärt hatten.
Das Phänomen Trump tat sich immer durch seine Unerklärlichkeit hervor: Für einen guten Verführer war er immer zu plump, zu dreist, zu selbstverliebt. Zu einem guten Führer fehlt ihm fast alles. Derzeit scheint ihm zumindest sein größtes Manko abhanden gekommen zu sein: die Beratungsresistenz.
Doch das kann sich schon beim nächsten Tweet wieder ändern.
Meinung
Randglossen
Es war längst fällig: Präsident Mauricio Macri hat endlich angekündigt, dass er die Zahl der Ministerien verringern und damit weniger Minister als bisher und in der Folge weniger hohe Beamte beschäftigen werde. Hinzu kam die Ankündigung, dass die hohen Gehälter zunächst eingefroren werden und nicht zunehmen, wie es landesweit üblich ist. Zwanzig Ministerien, die Macri anfangs einrichtete, darunter ein sogenanntes Modernisierungsministerium, worunter man sich überhaupt nichts vorstellen konnte, sollen verringert werden, das heißt konkret, dass Minister, Staats- und Unterstaatssekretäre sowie Nationaldirektoren entfallen. Früher regierten die Präsidenten mit nur acht Ministern, denen Staats- und Unterstaatssekretäre zur Seite standen. Offenbar hat Präsident Macri eingesehen, dass zwanzig Minister ein Unsinn waren. Mit Marcos Peña als Regierungschef (jefe de gobierno) kann Macri bequem regieren.
Zwei Minuten vor Mitternacht - das ist kein Titel für einen neuen Hollywood-Thriller, sondern die Zeit, die der Menschheit noch bleibt. Das behaupten zumindest Forscher des „Bulletin of Atomic Scientists“, die die „Weltuntergangsuhr“ vorige Woche um 30 Sekunden auf zwei Minuten vor Zwölf vorgerückt haben. Unter anderem seien nordkoreanische Raketentests Schuld am näher kommenden Weltuntergang - und die Unvorhersagbarkeit der US-Politik unter Präsident Donald Trump. Zumindest wissenschaftlich ist es nun bewiesen, dass Trump der Menschheit schadet. Was für seine Gegner ohnehin schon auf der Hand lag, sollte Idealisten und letzte verbliebene Anhänger Trumps zum Nachdenken anregen. Vielleicht gibt es am Ende ja doch noch Hoffnung für die Menschheit.
Bei den Grammys haben US-Promis und Hillary Clinton gemeinsam Trump durch das genüssliche Vorlesen von Passagen aus „Fire and Fury“ vorgeführt, in denen er sich wie ein bockiges kleines Kind verhält. Fraglich ist, ob es notwendig ist, einen Mann zu verspotten, der sich permanent selbst zum Gespött macht. Es ist wichtig, Trump zu kritisieren und sich entschieden gegen sein Verhalten auszusprechen, aber nicht wenn es darum geht, ob er gerne Cheeseburger im Bett isst. „Lebt er wirklich so?“, fragt die Rapperin Cardi B. in dem Spot. Die Frage, die uns umtreiben sollte, lautet: „Regiert er wirklich so?“ Wer in für die Gesellschaft irrelevanten Details aus Trumps Privatleben rumstochert, tut es den Trump-Anhängern gleich, die Privatmenschen verunglimpfen anstatt Amtsinhaber zu kritisieren, am besten noch mit frisch erfundenen Wahrheiten. Unsachliche Debatten über irrelevante Themen sind Trumps Trumpf.
Wirtschaft
Austeritätssignale
Gleich nach seiner Rückkehr aus Davos (plus Moskau und Paris) hat Präsident Mauricio Macri am Montag eine Reihe von Maßnahmen angekündigt, die sich auf die Verkleinerung der bürokratischen Staatsstruktur und Ethik beim Verhalten der politischen Beamten beziehen. Es handelt sich konkret um folgendes:
- 25% der politischen Ämter werden beim Nationalstaat gestrichen, was insgesamt etwa tausend Beamte betrifft. Dies soll eine Ersparnis von $ 1,5 Mrd. im Jahr herbeiführen, was jedoch nur 0,02% der gesamten Staatsausgaben darstellt.
- Die Gehälter von Ministern, Staatssekretären und Unterstaatssekretären werden für dieses Jahr eingefroren. Ein Minister verdient $ 183.000 pro Monat, ein Staatssekretär $ 168.000 und ein Unterstaatssekretär $ 152.000. Von diesen Gehältern muss man die Einkommenssteuer (Gewinnsteuer benannt) abziehen, die gut 25% des Bruttobetrages ausmacht. Die Richter verdienen mehr und dazu noch steuerfrei, mit längeren Ferien und mit weniger effektiven Arbeitsstunden. Auch Senatoren und Deputierte verdienen mehr, obwohl sie gewiss wenig arbeiten.
- Diese hohen Beamten (Minister, Staats- und Unterstaatssekretäre) dürfen keine Verwandten in politischen Stellungen der Staatsverwaltung haben. Das betrifft ca. 40 Personen, die zurücktreten müssen. Macri bedauerte, dass dabei gute Beamte verloren gingen, betonte jedoch die Botschaft der Transparenz und Ethik, die er damit vermitteln wolle. Ernennungen außerhalb des Bereichs der Nationalregierung, also z.B. in der Stadt- oder Provinzverwaltung von Buenos Aires, der Justiz oder dem Parlament werden von der Maßnahme nicht erfasst. Es ist anzunehmen, dass viele Betroffene versuchen werden, die Anweisung von Macri zu umgehen. Einerseits ist es gut, den Nepotismus zu bekämpfen; aber auf der anderen Seite muss dabei auf gute Beamte verzichtet werden, die den Vorteil haben, vertrauenswürdig zu sein.
Mit der Verringerung der Zahl der Beamten kehrt die Macri-Regierung zur Struktur zurück, die der Nationalstaat im Dezember 2015 hatte. Die Stiftung “Libertad & Progreso” hat ermittelt, dass die Beamtenzahl unter Macri um 25% zugenommen hat. Heute sind es 21 Ministerien, 87 Staatssekretariate, 207 Unterstaatssekretariate und 687 Nationaldirektionen. Unter Macri wurden 5 zusätzliche Ministerien, 17 neue Staatssekretariate und 38 neue Unterstaatssekretariate geschaffen. Dabei war die Staatsstruktur schon von den Kirchners stark aufgebläht worden, mit unzähligen überflüssigen Ämtern und hohen Beamten, die kaum etwas zu tun haben und in vielen Fällen nur die Amtsverfahren verlängern und komplizieren. Die obere Staatsstruktur könnte ohne weiteres halbiert werden, und dabei würde der Staat besser funktionieren.
Nachdem die Macri-Regierung die von den Kirchners ernannten Staatsangestellten nicht entlassen konnte (abgesehen von Ministern, Staats- und Unterstaatssekretären, die beim Regierungswechsel automatisch ihre Stelle verlieren), weil sie Beamtenstatus genießen, hat Macri zusätzliche Angestellte ernannt, um nicht auf eine kirchneristische Bürokratie angewiesen zu sein. Dabei war von “geologischen Schichten” die Rede, in Anspielung auf die neuen Beamten, die über den vorher bestehenden standen. Nur vertraglich auf Frist beschäftigte Staatsangestellte konnten entlassen werden, wenn ihre Verträge abliefen. Dieser Prozess dauert noch an, wobei jedoch auch viele vertraglich verpflichtete Beamten nicht entlassen werden, weil sie eine wichtige Arbeit leisten.
Die von Macri angekündigten Maßnahmen ändern faktisch nicht viel, aber sie dürften eine Signalwirkung haben. Außerdem dürfte die Einfrierung der Gehälter der politischen Beamten darauf hindeuten, dass die Gehälter in der Staatsverwaltung dieses Jahr mäßig erhöht werden, auf alle Fälle nicht über 15% und eventuell darunter, was sich auch auf die Lohnverhandlungen im privaten Bereich auswirken dürfte.
Wirtschaft
K-Straßenbau: $ 22,5 Mrd. Schaden
Das Straßenbauamt “Vialidad Nacional”, geleitet von Javier Iguacel, hat den Schaden der Kirchner-Korruption beim Straßenbau zunächst auf $ 22,5 Mrd. berechnet, und in diesem Sinn die Klage vor Bundesrichter Julián Ercolini gegen Cristina Fernández de Kirchner, Julio de Vido, José López, Carlos Santiago Kirchner (Vetter von Néstor), Nelson Periotti (Direktor von “Vialidad Nacional”) und Lázaro Báez erweitert. Das Straßenbauamt will schließlich, dass das beschlagnahmte Vermögen von Lázaro Báez und auch von anderen der oben genannten, auf den Staat übergeht, weil es einen unrechtmäßigen Ursprung hat.
Die neue Klageschrift umfasst 200 Seiten und bezieht sich konkret auf folgendes:
- Bei den Zuteilung von Straßenbauten gab es Überpreise, die beim Báez-Konzern durchschnittlich 65,72% erreichten.
- Die Unternehmen von Lázaro Báez erhielten in 6 Jahren 52 Zuteilungen von Straßenbauten, für einen Wert, der weit über der sogenannten “technischen Kapazität” des Konzerns liegt. Bei öffentlichen Bauten wird für die einzelnen Unternehmen, die sich an Ausschreibungen beteiligen, ein Höchstbetrag auf der Grundlage der bisher vollzogenen Bauten berechnet. Austral Construcciones und die anderen Bauunternehmen des Konzerns (Goti, Kank & Costilla) konnten dabei nur Bauaufträge für $ 70 jährlich erhalten, erhielten jedoch in nur 8 Monaten Aufträge für 15 Mal so viel.
- Etwa 50% der Straßenbauten, die den Unternehmen von Lázaro Báez zugeteilt wurden, wurden nicht beendet, zum Teil nicht einmal begonnen. 24 Bauaufträge wurden unter der Macri-Regierung aufgehoben. Der Báez-Konzern erhielt Aufträge für $ 46 Mrd., was bei Abzug der nicht beendeten Straßen ein Saldo von $ 22,5 Mrd. ergibt.
- Das Straßenbauamt zahlte die Vorschüsse, die nach der Zuteilung und bis zum Beginn der effektiven Bauarbeiten gezahlt werden (die für Materialkäufe bestimmt sind), bei Báez-Unternehmen in durchschnittlich 38 Tagen, während es allgemein 201 Tage waren. Das gab den Unternehmen von Báez die Möglichkeit, billiger zu kaufen. Das Geld wurde zum Teil jedoch auch für andere Zwecke eingesetzt, was verboten ist.
- Das Vermögen von Lázaro Báez nahm in der Periode 2004-2015 um 12.127% zu, wobei Báez Immobilien u.a Sachgüter (Automobile, Lastwagen, Flugzeuge u.a.) für u$s 205 Mio. erwarb. Ein Teil des Einkommens von Báez wurde an die Kirchners überwiesen, indem Zimmer in großem Umfang bei den Hotels der Familie und auch Appartements gemietet wurden, die nie besetzt wurden.
- Der Schaden, der der argentinischen Wirtschaft zugefügt wurde, ist jedoch höher als es sich aus den Überpreisen und nicht vollendeten Bauten ergibt. Es wurden in der Provinz Santa Cruz viel mehr Straßen gebaut, als sie notwendig sind. Denn diese Provinz hat eine geringe Bevölkerungsdichte und einen minimalen Straßenverkehr, für den die bestehenden Erdwege ausreichen. Da es dort kaum regnet, erhalten sich die Straßen gut. Logischerweise hätten mehr Straßen in der zentralen Gegend des Landes gebaut werden müssen, ebenfalls Autobahnen, weil der Verkehr dort intensiv ist und somit die wirtschaftliche Wirkung guter Straßen sehr groß ist. Was in Santa Cruz zu viel an Straßen gebaut wurde, wurde in Buenos Aires, Santa Fé und Córdoba zu wenig gebaut.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 19,95, gegen $ 19,93 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 62,02 Mrd., gegen u$s 63,16 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.12.18 bei $ 23, was einen Jahreszinssatz von 19,32% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Abnahme von 0,03%, liegt dabei immer noch um 16,21% über Ende 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel lagen in einer Woche zum Mittwoch unter Baissedruck. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,10%; Argentina 2021: -0,47%; Argentina 2026: -0,45%; Argentina 2046: -1,40%; Bonar 2024: -0,56%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 490,90 per Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 483,85), und bei 24 Karat zu $ 701,28 ($ 691,22).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 29.1.18 um 23,29%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 31,73%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 29.1.18 um 29,75% auf $ 2,05 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen in dieser Periode um 42,99% auf $ 1,43 Bio zu. Die Dollardepositen stiegen um 44,73% auf u$s 36,49 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 63,50% auf u$s 15,74 Mrd. zu.
***
Der Index der Industrieproduktion des INDEC (EMI, Estimador Mensual Industrial) lag 2017 um 1,8% über 2016. Dabei lag Dezember 2017 nur 0,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Nachdem dieser Index 2016 einen Rückgang von 4,6% verzeichnet, liegt er jetzt immer noch unter 2015. Die Entwicklung war 2017 sehr unterschiedlich, mit Zunahmen von 11,3% bei Stahl, 8,5% bei der Metallmechanik und 6,2% bei nicht metallischen Erzen (an erster Stelle Zement), und Abnahmen von 6,7% bei der Textilindustrie und 4,7% bei Zigaretten.
***
Der Index der Bauwirtschaft des INDEC lag 2017 um 12,7% über 2016. Diese bedeutende Zunahme ist sowohl auf den Impuls der öffentlichen Bauten, wie durch eine erhöhte private Bautätigkeit zurückzuführen, wobei diese durch den großen Umfang der Hypothekarkredite mit UVA-Indexierung angespornt wurde.
***
Im November 2017 hat das Arbeitsministerium 12,33 Mio. eingetragene Arbeitnehmer registriert, fast 300.000 mehr als ein Jahr zuvor, aber nur leicht über November 2015. Von der Zunahme entfallen 200.000 Fälle auf Einheitssteuerzahler (einschließlich der sozialen Einheitssteuer), 63.000 auf den Staat und 32.000 auf Haushaltspersonal. Die privaten Unternehmen beschäftigten nur 11.000 Personen mehr. Ein Teil der Zunahme der Beschäftigten ist auf Legalisierung von Schwarzarbeitern zurückzuführen, und auch auf eine Verlegung von Tätigkeiten auf Dritte.
***
Die Gewerkschaft der Arbeiter der Speiseölindustrie von San Lorenzo (Provinz Santa Fé) hat für dieses Jahr mit den Unternehmern eine Lohnerhöhung von 15% vereinbart, zu der noch die Sonderzahlung hinzukommt, die im Vorjahr vereinbart worden war, die in Raten gezahlt wird. Die Regierung verleiht diesem Fall Signalwirkung für die Lohnverhandlungen dieses Jahres.
***
Der Brand in der Provinz La Pampa umfasst jetzt eine Fläche von ca. 600.000 ha, nachdem es in der Vorwoche noch 374.000 ha waren, teilt das technologische Institut der Landwirtschaft INTA mit. Die Brände sind in dieser Provinz üblich; doch dieses Jahr liegt die betroffene Fläche um 75% über dem Durchschnitt.
***
In der Bundeshauptstadt wurden 2017 63.382 Immobilien übertragen, 41% mehr als im Vorjahr, für einen Gesamtwert von $ 148,94 Mrd, 95,9% über dem Vorjahr, teilt der Verband der Notare mit. Die Fälle, bei denen der Kauf mit einem Hypothekarkredit erfolgte, erhöhten sich um 167,3%, und wertmäßig um 201,5%. Bei 23,7% der Übertragungen gab es eine Hypothek, gegen 13,5% im Vorjahr.
***
Das staatliche Wasserversorgungs- und -entsorgungsunternehmen AYSA hat Obligationen für u$s 500 Mio. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht, was ihr erlaubt, das Netz der Wasserleitungen und den Abwasserdienst auszudehnen. Die Offerten erreichten u$s 2 Mrd. Die Unterbringung erfolgte über Citigroup Markets Ltd, Deutsche Bank Securities Inc. und HSBC Securities (USA), wobei Credit Agricole Corporate & Investment Bank auch mitwirkte.
***
Das Technologieunternehmen INVAP, mit Sitz in Rio Negro, hat außer der Lieferung einer kompletten Anlage für die Niederlande (wir berichteten), mehrere andere Geschäfte in Gang. Einmal wird der zweite Teil eines Reaktors für die Gewinnung von Isotopen gegenwärtig in Brasilien vollendet, und dann bestehen auch Verträge über analoge Einrichtungen in Saudi Arabien und Indien. In Algerien wird ein 1985 gebauter Reaktor jetzt erneuert, wobei dort auch eine Zusammenarbeit mit der Regierung besteht, um Zentren für Nuklearmedizin einzurichten.
***
Das Handelssekretariat hat den Apotheken der Provinz Tucumán eine Buße von $ 6,4 Mio. und dem Kollegium der Apotheker der Provinz eine von $ 5,9 Mio. auferlegt, in beiden Fällen wegen Kartellbildung und Preisabsprachen.
***
Die Produktion der industriellen kleinen und mittleren Unternehmen (pymes), lag im Dezember 2017 um 4,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CAME (Confederación Argentina de la Mediana Empresa).
***
Die chinesische Regierung hat vier argentinische Betriebe, die sich der Erzeugung von Nahrungsmitteln für Haustiere widmen, für Lieferungen zugelassen. 2014 war Argentinien zum ersten Lieferanten dieser Produkte in China aufgestiegen, mit 2000 Jato. Danach gingen die Exporte aus sanitären Gründen stark zurück. Das Problem wurde erst jetzt gelöst.
***
Die Banco de la Nación Argentina hat ihre gesamten Kredite im Jahr 2017 von $ 122,62 auf $ 213,66 Mrd. erhöht und somit den Anteil an den gesamten Krediten des Bankensystems von 10,88% auf 13,58% erhöht. Dabei stiegen die Hypothekarkredite für Eigentumswohnung um 226%, gegen 112% im ganzen Bankensystem. Bankpräsident Javier Gonzalez Fraga erklärte, die Bank habe das Verfahren für die Gewährung einer Hypothek vereinfacht, indem nicht mehr gefordert wird, dass die Notare der Bank eine Urkunde von privaten Notaren bei einer Hypothek prüfen.
***
Die ANSeS, die das Pensionssystem u.a. soziale Leistungen des Staates verwaltet, hat die Frist, die den Pensionären für die Annahme der Zusatzzahlung, die ihnen im Rahmen des Planes der historischen Gutmachung gewährt wurde, von 28. Februar auf den 30. Juni 2018 verschoben. Viele Pensionäre und Hinterbliebenenrentner sind der Meinung, dass ihnen zu wenig gegeben wurde, wobei Anwälte ihnen empfehlen, den Betrag nicht anzunehmen und einen Prozess anzustrengen. Deshalb will die ANSeS den betroffenen Pensionären Zeit geben, damit sie sich den Fall überlegen. Die Annahme des Vorschlages der ANSeS bedeutet, dass sie ihr Geld sofort erhalten, während ein Prozess Jahre dauert, mit ungewissem Ausgang, so dass der Pensionär eventuell vorher stirbt.
***
Die ZB hat schon vor Monaten ein Austeritätsprogramm eingeleitet. Im August 2017 wurden die Gehälter der Mitglieder des Direktoriums um 15% gekürzt, wobei es danach immer noch $ 390.000 pro Monat sind, mehr als doppelt so viel wie ein Minister. Der Generaldirektor der ZB bezieht $ 358.424 monatlich, und auch sonst liegen die Gehälter über denen der öffentlichen Verwaltung. Die ZB ersetzt die durch Pensionierung, Rücktritt oder Tod freiwerdenden Stellen nur ausnahmsweise, womit ihre Beamtenzahl 2017 um 200 zurückging. Mit dem Übergang auf Banknoten von $ 200 und $ 500 hat die Bank letztes Jahr $ 2,5 Mrd. gespart.
***
Die Investitionen in Argentinien stiegen 2017 um 9,6% und erreichten 21,9% des Bruttoinlandsproduktes, hat die Consulting-Firma Orlando Ferreres ermittelt.
***
Die Lieferungen der Weinindustrie sind 2017 um 5,7% zurückgegangen, teilt das nationale Weininsititut mit. Der lokale Weinkonsum sank dabei um 5,4% auf 8,91 Mio hl, was 20 Liter pro Kopf ergibt. Bis in die 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts lag der Weinkonsum über 80 Liter pro Kopf. Wein wurde von Bier und alkoholfreien Getränken verdrängt. Der Export ging 2017 um 7,3% auf 1,93 Mio. hl zurück.
***
Der Export sogenannter “regionaler” Produkte ist 2017 gegenüber dem Vorjahr gesamthaft zurückgegangen. Der Rückgang betrug bei Zucker 39%, bei Kartoffeln 15%, bei Äpfeln und Birnen 6%. Eine positive Entwicklung fand bei Olivenöl statt, mit eine Zunahme von 54%, bei Holzprodukten mit plus 20%, bei Honig mit plus 7%, bei Tee und Yerba Mate mit plus 4% und bei Gemüse mit 4%. Insgesamt hatten die “regionalen” Produkte einen Anteil von 8,8% am Gesamtexport, mit u$s 5,13 Mrd, 2% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen gingen in erster Stelle nach den USA, dann nach Brasilien und an dritter Stelle nach den Niederlanden, von wo aus sie jedoch weitergeleitet werden.
***
Beim Kohlenbergwerk von Rio Turbio wurden 430 Arbeiter entlassen und die Belegschaft allgemein aufgefordert, sich dem freiwilligen Rückzug (mit Entschädigung) anzuschließen. Daraufhin haben Belegschaftsmitglieder das Bergwerk besetzt, aber nur für kurze Zeit. Der Verwalter Omar Zeidan erklärte, das Bergwerk benötige einen Zuschuss des Schatzamtes von $ 4 Mrd., um dieses Jahr die Ausgaben zu decken. Das ganze Bergwerk, das eine minderwertige Kohle zu hohen Kosten erzeugt, hat keinen Sinn. Der Preis der Kohle deckt nicht einmal die direkten Kosten, so dass der Verlust bei höherer Produktion entsprechend steigt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die Erdölförderung in Mexiko sinkt weiter. Im vergangenen Jahr sei die Produktion um 9,56% auf 1,94 Mio. Barrel (je 159 Liter) pro Tag gefallen, teilte der staatliche Energiekonzern Pemex am Freitag mit. Die Ölförderung in Mexiko geht bereits seit 2004 zurück, als sie mit täglich 3,38 Mio. Barrel einen Rekord erreicht hatte. Die Ölexporte sanken laut Pemex 2017 um 1,7% auf 1,17 Mio. Barrel täglich. Pemex hatte es nach Einschätzung von Experten über Jahrzehnte versäumt, in moderne Technik und Know-how zu investieren. Zudem lässt das Unternehmen eine Reihe von Feldern derzeit ruhen, weil eine Förderung beim aktuellen Ölpreis nicht rentabel ist. Seit der Energiereform 2013 öffnet Mexiko den zuvor streng regulierten Energiemarkt. Private Unternehmen sollen frisches Geld und moderne Technologien ins Land bringen. Es wurden zwar schon mehrere Lizenzen versteigert, mit kurzfristigen Produktionssteigerungen ist allerdings nicht zu rechnen. (dpa)
***
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hat Präsident Mauricio Macri darauf aufmerksam gemacht, dass das EU-Rindfleischproblem ein Hindernis für das Abkommen EU-Mercosur sei. Die EU konsumiert gegenwärtig 8 Mio. Jato Rindfleisch, wobei der Konsum zurückgeht und damit gerechnet wird, dass er bald bei nur 7,5 Mio. Jato liegt. Der Mercosur forderte von der EU eine zusätzliche Rindfleischquote von 400.000 Jato, aber die EU hatte nur 70.000 Jato geboten. Jetzt soll sich der Mercosur angeblich mit 150.000 Jato begnügen, die zu den 259.000 Jato hinzukommen, die schon geliefert werden.
***
In Brasilien wies der Nationalstaat im Dezember ein primäres Defizit (ohne Zinsen) von umgerechnet u$s 6,70 Mrd., und im ganzen Jahr 2017 eins von u$s 39,39 Mrd., aus. Das macht nur 1,9% des BIP aus. Im Dezember wies das Schatzamt ein eigenes Defizit von u$s 3,62 Mrd. aus, zu dem noch das Defizit von u$s 3,06 Mrd. des Pensionssystems hinzugekommen ist. Präsident Michel Temer hat dem Kongress ein Gesetzesprojekt vorgelegt, dass das Pensionssystem rationeller gestaltet und die Exzesse abschafft, so dass das Defizit drastisch sinkt, stieß dabei jedoch auf eine heftige Opposition.
***
Angesichts der wirtschaftliche Krise beim verbündeten Venezuela deckt sich Kuba in Algerien mit Öl ein. Bis 2021 werde die sozialistische Karibikinsel Öl aus Algerien beziehen, kündigte die Regierung in Havanna am Dienstag mit. Im Gegenzug schickt Kuba Ärzte in das nordafrikanische Land. Im vergangenen Jahr hatte Algerien bereits 2,1 Millionen Barrel (je 159 Liter) Öl nach Kuba geliefert. (dpa)
***
Der Vorverkauf der venezolanischen Kryptowährung Petro soll am 20. Februar beginnen. Präsident Nicolás Maduro stellte am Dienstag ein Weißbuch über die Funktionsweise der neuen Cyberwährung vor. Angesichts der Wirtschaftssanktionen der USA und des Devisenmangels will sich die venezolanische Regierung mit dem Petro wieder Zugang zu den internationalen Finanzmärkten verschaffen. Die Währung soll mit den riesigen Erdölreserven des südamerikanischen Landes abgesichert werden. Zu Beginn werden 5 Mrd. Barrel Öl (je 159 Liter) als Sicherheit für den Petro ausgewiesen. Insgesamt verfügt das erdölreichste Land der Welt nach eigenen Angaben über Reserven von 267 Mrd. Barrel. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Bombardier
Diese kanadische Firma, die Eisenbahnzüge, Flugzeuge u.a Produkte erzeugt, hat Transportminister Guillermo Dietrich mitgeteilt, dass sie sich in Argentinien niederlassen werde, um sich an der Ausschreibung für die Lieferung von 1500 elektrisch angetriebenen Passagierwaggons für die Vororteisenbahnen zu beteiligen. Bei dieser Ausschreibung, die einen Gesamtwert von geschätzten u$s 2 Mrd. hat, wird auch bestimmt, dass 20% des Wertes der Waggons aus lokal gefertigten Teilen bestehen muss.
Pampa Energia
Dieser Konzern, kontrolliert von Marcelo Mindlin, gab die Errichtung von zwei Parks mit Windanlagen bekannt, von denen jede eine Kapazität von 50 MW haben wird. Es handelt sich um eine Investition von u$s 140 Mio. Diese Windkraftwerke sind dazu bestimmt, große Industriebetriebe zu beliefern, die gesetzlich verpflichtet sind, Ende 2018 8% ihres Stromkonsums aus erneuerbaren Energiequellen zu beziehen. Beide Windparks werden in der Nähe von Bahía Blanca errichtet.
Telecom
Diese Firma, die mit Telefónica de Argentina den Telefondienst in Argentinien betreibt (bei dem bei Mobiltelefonen noch Claro hinzukommt), hat ein Investitionsprogramm von u$s 5 Mrd. für die Periode 2018/2020 angekündigt, von dem u$s 1,3 Mrd. auf dieses Jahr entfallen. U.a. sollen die Rundfunkstellen für Telefonie und Internet, sowie für Übertragung von Video, um 20% erhöht werden. Auch soll das Netz von optischen Fasern, das Städte und Dörfer im Land verbindet, ausgebaut werden. Telecom hat sich mit Cablevisión (Kabelfernsehen) fusioniert, was vor Kurzem von den Behörden genehmigt wurde, womit der Clarín-Konzern das Unternehmen weitgehend kontrolliert.
Wirtschaftsübersicht
Die Anerkennung des bimonetären Währungssystems
Von Juan E. Alemann
Argentinien hat faktisch ein bimonetäres Währungssystem, mit dem Peso und dem Dollar, eventuell auch zum geringen Teil dem Euro. Das ist eine Tatsache, die die Macri-Regierung und die meisten Politiker nicht voll anerkennen wollen, obwohl alle genau wissen, dass dem so ist. Der Peso wird für laufende Transaktionen verwendet, wo er seine Funktion als Tauschmittel erfüllt. Aber für Transaktionen, die langfristig abgewickelt werden, wie Hypothekarkredite und auch für die Wertmessung von Immobilien und Kapitalgütern, wird der Dollar verwendet. Als Alternative wurde von dieser Regierung eine offizielle Indexierung geschaffen, wie sie in Brasilien und Chile seit langem besteht, mit dem UVA-Index der ZB (“unidad de valor ajustable”), der auf der Grundlage des Indices der Konsumentenpreise berechnet wird. Bestimmte Sparguthaben und Kredite werden jetzt mit diesem Index berichtigt. Hier hat die Regierung anerkannt, dass man auf Jahre hinaus mit einer Inflation von bestenfalls etwas unter 20% jährlich rechnen muss und sich dieser Lage anpassen muss.
In den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde der Dollar, mit Menem als Präsident und Cavallo als Wirtschaftsminister, voll als interne Währung anerkannt. Zahlungen in Dollar waren legal, und es gab auch Kontokorrentkonten und Kredite aller Art in Dollar. Das hat gut funktioniert, aber eben zu einer Zeit, als nicht nur der Wechselkurs unverändert blieb (eins zu eins mit dem Dollar), sondern auch die internen Preise kaum stiegen. Für Sparer und Kreditnehmer bestand dabei die Alternative, in Pesos zu sparen und Kredite aufzunehmen oder in Dollar, wobei der Zinssatz im ersten Fall spürbar höher war.
Pedro Pou, ZB-Präsident von 1996 bis Ende 1999, stellte damals die Möglichkeit eines Übergangs auf den Dollar als einzige interne Währung (wie in Ecuador) zur Diskussion. Das ist jedoch politisch nur im Extremfall, also bei einer Hyperinflation, möglich. Auch verliert dabei Argentinien den Anspruch auf die Geldschöpfung, die das Wachstum der Wirtschaft normalerweise begleitet, die eine Einnahme für den Staat darstellt.
Wenn der Dollar voll als interne Zweitwährung anerkannt wird, dann wirken Dollardepositen wie Pesodepositen. Dollarkäufe sind dann nur ein Übergang von einer Währung zur anderen durch Sparer, aber keine Kapitalflucht, die die Zahlungsbilanz belastet, wie es jetzt der Fall ist. Denn diese Ersparnisse bleiben im Land. Das Thema hat somit eine große Bedeutung.
Das bimonetäre System wurde Anfang 2002 (Regierung von Eduardo Duhalde) mit einem Schlag abgeschafft, als Dollardepositen und Kredite zu einem willkürlichen Kurs in Pesos umgewandelt wurden, Girokonten in Dollar verboten und Dollarkredite nur für solche zugelassen wurden, die mit Außenhandelsgeschäften in Beziehung stehen. Spardepositen in Dollar wurden danach wieder zugelassen, aber sie stießen auf ein berechtigtes Misstrauen, nachdem die vorher bestehenden faktisch zum großen Teil konfisziert worden waren. Diese sogenannte “Pesifizierung” hat der Wirtschaft einen dauerhaften großen Schaden zugefügt, weil sie das Vertrauen in die argentinische Regierung grundsätzlich in Frage gestellt hat. Die Pesifizierung hat die damals bestehende Krise verschärft, weil sie der Wirtschaft Zahlungsmittel entzogen hat. Sie hat auch eine absurde Vermögensumverteilung herbeigeführt, bei der viele Unternehmer und große Landbesitzer, die in Dollar verschuldet waren, ein Geschenk erhielten und die arbeitende Bevölkerung und die Sparer einen Verlust erlitten. Es ist wirklich erstaunlich, dass so etwas von einer peronistischen Regierung vollzogen wurde. Duhalde hat sich offensichtlich nicht gut beraten lassen, wie er es bei einer so wichtigen Entscheidung hätte tun müssen.
Die Kirchner-Regierungen haben eine zunehmende Devisenbewirtschaftung eingeführt, die schließlich auch zur Kontingentierung des Kaufs von Dollar führte, die im Volksmund als “cepo” bezeichnet wurde, was sich auf ein Folterinstrument der Kolonialzeit bezog. Die Macri-Regierung hat als erstes den Dollarkauf für Hortungszwecke oder für Auslandsreisen u.a. Zwecke sofort zugelassen. Das war eine gewagte Entscheidung, die jedoch reibungslos verlief, weit entfernt von der Katastrophe, die die Kirchneristen prophezeit hatten. Dabei verlor auch der Schwarzkurs an Bedeutung, der zu allerlei krummen Geschäften beim Außenhandel geführt hatte, wie Überfakturierung bei Importen und Unterfakturierung bei Exporten. Auch das gehört in das Kapitel der Kirchner-Korruption, die die Macri-Regierung im Rahmen der kulturellen Revolution ausgemerzt hat.
Die ZB hat jetzt, auf der Grundlage des umfassenden Notstandsgesetzes 27/18 von 170 Artikeln, den Dollarhandel ab 1. März allgemein zugelassen. Nicht nur Banken und eingetragene Wechselstuben sollen mit Dollar handeln können, sondern auch Supermärkte und allerlei Geschäfte. Sie müssen sich nur eintragen. Dieser Maßnahme stellt einen weiteren Schritt bei der Anerkennung des Dollars als interne Währung dar. Viele Menschen halten ihre Barreserven in Dollar und können ab März ihre Dollar direkt umtauschen, wenn sie etwas kaufen wollen. Oder sie zahlen in Dollar, und der Empfänger geht dann auf Pesos über. Es handelt sich um einen weiteren kleinen Schritt in Richtung der Anerkennung des bimonetären Systems.
Indessen fehlt noch viel, um zu einem normalen System zurückzukehren, bei dem der Dollar voll als interne Währung anerkannt wird. Einmal müssen wieder Girokonten in Dollar erlaubt werden. Und dann müssen auch Dollarzahlungen bei Immobilienkäufen direkt zugelassen werden, so dass beim Kauf nicht ein Haufen Dollarscheine gezählt werden müssen (deren physische Beförderung ohnehin ein ungelöstes Sicherheitsproblem schafft), sondern eine Überweisung von einem Dollarkonto auf ein anderes ausreicht, wobei der Kauf erst gültig ist, wenn die Zahlung auf dem Konto des Verkäufers bestätigt wird.
Dann müssen auch Dollarkredite aller Art zugelassen werden, ganz besonders für Finanzierungen von Wohnungskäufen mit Hypotheken. Die Banken verfügen gegenwärtig über überschüssige Dollardepositen, die sie für diesen Zweck einsetzen können. Hingegen liegen die UVA-Depositen weiter unter den UVA-Krediten, was eventuell ein Problem herbeiführen könnte. Eventuell könnte bestimmt werden, dass bei einem Abwertungssprung die Differenz in Raten gezahlt wird und dies mit einem speziellen Fonds finanziert wird. Aber mittel- und langfristig besteht kaum ein Unterschied zwischen einem Kredit in Dollar und einem, der mit dem UVA-Index berichtigt wird. Bei Dollarkrediten müssen die Banken in jedem konkreten Fall die Zahlungsfähigkeit des Kreditnehmers beurteilen. Das ist schließlich ihre Funktion.
Was dann noch fehlt, um die Devisenbewirtschaftung ganz abzuschaffen und auf die weltweit geltenden Spielregeln überzugehen, ist die Abschaffung der Bestätigung der Zahlung bei Außenhandelsgeschäften. Dass bei Importen ein Kreditbrief ausgestellt werden muss und bei Exporten Fristen für die Umwandlung der Devisen in Pesos bestehen, hat keinen vernünftigen Sinn. Diese Bestimmungen wurden in den 90er-Jahren abgeschafft und dann 2002 wieder eingeführt, was zunächst als Notmaßnahme gedacht war, aber dann verblieb.
Vor einiger Zeit sickerte die Nachricht durch, dass die ZB dies jetzt wieder abschaffen werde; doch dann geschah nichts. Das bestehende System schafft Zusatzkosten bei Außenhandelsgeschäften und wirkt in diesem Sinn exporthemmend. Beim Export ist jedes Prozent wichtig. Die Devisenbewirtschaftung begünstigt bei Außenhandelsgeschäften die Banken, die dabei eine Provision berechnen. Beim Export muss man es den Exporteuren überlassen, wie und wann sie das Geld von ihren Käufern erhalten und dann in Pesos umwandeln. Die Vorstellung, dass sie den Exporterlös im Ausland behalten können, ist abwegig, weil sie ihre internen Lieferanten bezahlen müssen. Wenn sie den Nettogewinn dann im Ausland behalten oder ihn zunächst in Pesos buchen und dann überweisen, ist im Endeffekt das Gleiche. In vielen Fällen können die Exporteure den Betrag direkt für einen Import einsetzen und dabei Bankprovisionen sparen. Der Außenhandel hat eine Dynamik, die durch die bestehende Devisenbewirtschaftung gestört wird, weil sie zusätzliche Kosten schafft und sich den konkreten Umständen der Geschäfte, die oft Sofortentscheidungen erfordern, nicht anpasst. Dies wirkt insbesondere für Firmen störend, die sich mit internationalem Handel von Getreide und Ölsaat sowie anderen Commodities befassen. Die Devisenbewirtschaftung dürfte der tiefere Grund sein, weswegen Bunge & Born den Hauptsitz von Buenos Aires nach New York verlegt hat. Jetzt heißt die Firma Bunge Corporation. Argentinien hat dabei einen Verlust erlitten, u.a. weil der Gewinn in den USA und nicht hier besteuert wird.
Präsident Mauricio Macri hat bei seinen wirtschaftspolitischen Entscheidungen viel Mut gezeigt, aber nicht genug, wie es die verfahrene Lage erfordert, die er übernommen hat. ZB-Präsident Federico Sturzenegger ist ein hervorragend ausgebildeter Ökonom, der alles, was wir oben dargestellt haben, genau so gut wie wir wissen sollte. Auf was wartet er, um die Devisenbewirtschaftung ganz abzuschaffen und den Dollar voll als Zweitwährung zu anerkennen? Dies gehört auch zur Politik von Macri, Argentinien in die große Welt einzugliedern und dabei Handelsmöglichkeiten zu schaffen und Investitionen anzuziehen.
Wirtschaftsübersicht
Die Senkung der Transportkosten befindet sich in Gang
Von Juan E. Alemann
Argentinien ist ein großes Land, in dem die Transportkosten für Waren eine große Rolle spielen, die offensichtlich überhöht sind. Es wird immer darauf hingewiesen, dass der Transport bestimmter Produkte von Jujuy bis Buenos Aires mehr kostet, als von hier bis Rotterdam. Präsident Mauricio Macri ist sich des Problems voll bewusst, und die Regierung tut sehr viel auf diesem Gebiet, so dass in naher Zukunft mit einer spürbaren Senkung der Transportkosten gerechnet werden kann, die für die sogenannten “regionalen” Produkte (Kernobst und Zitrusobst, Wein, Zucker, Oliven und Olivenöl, Baumwolle, Tabak, Yerba Mate, Tee, Holz, Papier und Zellstoff) und auch für Industriebetriebe in den Randprovinzen von entscheidender Bedeutung ist. Die Senkung der Transportkosten wirkt auch gegen die Zentralisierung der argentinischen Wirtschaft, die sich zunehmend auf Groß-Buenos Aires konzentriert und dabei enorme Probleme schafft.
Eine Ursache der hohen Transportkosten liegt bei den hohen Arbeitskosten für Lastwagenchauffeure, die der Gewerkschafter Hugo Moyano durchgesetzt hat. Macri hat jetzt konkret gesagt, dass auch Moyano zur Senkung der Transportkosten beitragen müsse, was in der Praxis bedeutet, dass die Lohnerhöhungen in dieser Branche gemäßigt sein müssen und zusätzliche Arbeitskosten, wie der Zusatz von 1% pro Arbeitsjahr, zur Diskussion gestellt werden. Die Unternehmer meinen, mit einem halben Prozent wäre es auch schon viel. Moyano hat Néstor Kirchner von Anfang an unterstützt und große Zugeständnisse erhalten, so dass er nicht nur die Chauffeure des Ferntransports vertrat, sondern auch die des städtischen Warenverkehrs, vor allem der Supermärkte, wo der Bereich des Warentransports von der Gewerkschaft der Handelsangestellten (von Armando Cavallieri) auf den der Lastwagenchauffeure überging. Ebenfalls kontrolliert er die Müllabfuhr und die Austragung von Briefen und Paketen. Nestor Kirchner hat Moyano die Möglichkeit gegeben, das ganze Land stillzulegen.
Beim Lastwagenverkehr hat Moyano vor allem kleinere Lastwagen geschädigt, dabei aber die selbstständigen Lastwagenbesitzer, die ihre Lastwagen selber fahren, begünstigt. Was die größeren Lastwagen betrifft, so hat die Regierung jetzt auch solche mit einem Anhänger (benannt “bitrenes”) zugelassen, bei denen die Kosten pro Tonnenkilometer um über 20% sinken, weil die gleichen Chauffeure doppelt so viel Waren transportieren. Außerdem ist auch der Brennstoffkonsum pro Tonnenkilometer geringer. Diese Lastwagen können jedoch nicht auf allen Straßen fahren, und sie haben vornehmlich in städtischen Gegenden ein Problem. Die Regierung muss jetzt aufpassen, dass Moyano nicht mit der Forderung eines Zusatzlohnes für die Chauffeure dieser Doppellastwagen kommt.
Hugo Moyano und seine Söhne haben jetzt eine schwache Position. Einmal haben sie ein Problem mit den Finanzen des Fußballklubs Independiente, den sie kontrollieren, und dann mit dem Postunternehmen OCA, das angeblich Moyano gehört, der es über einen Strohmann betreibt. Die Firma ist hoffnungslos pleite und hat keine Rettung, aus dem einfachen Grund, dass der traditionelle Brief von der Internetübertragung ersetzt wurde. Es geht hier um 7000 Postarbeiter, die voraussichtlich ihren Arbeitsplatz verlieren. Wie immer das Problem gelöst wird, hängt grundsätzlich von der Regierung ab. Abgesehen davon ist es fraglich, ob Hugo Moyano einer steuerlichen Einkommens- und Vermögensprüfung standhält.
Die Transportproblematik geht jedoch weit über die Arbeitskosten hinaus. Die Kosten des Lastwagentransports sinken auch bei Autobahnen und ,allgemein, guten Straßen, bei denen die Fahrzeiten spürbar sinken, und ebenfalls der Dieselölkonsum, der durch das ständige Bremsen und Gasgeben steigt und bei Beibehaltung einer bestimmten Geschwindigkeit ohne Unterbrechungen spürbar sinkt. Die Macri-Regierung hat ein bedeutendes Programm des Baus von Autobahnen und Verbesserung der Überlandstraßen in Gang gesetzt, das sich nach und nach auswirken wird. Jetzt wird in Straßen investiert, die dicht befahren werden, und nicht in die von Santa Cruz, auf denen der Verkehr minimal ist, wie es unter den Kirchners der Fall war.
Ebenfalls wird intensiv an der Instandsetzung und Neuausstattung der Frachteisenbahnen gearbeitet, an erster Stelle bei der Belgrano-Linie, die von Buenos Aires nach dem Nordwesten, bis Jujuy führt. Chinesische Unternehmen liefern Lokomotiven, Waggons und Schienen, und chinesische Banken tragen weitgehend zur Finanzierung bei. Die Eisenbahn hat viel niedrigere Kosten pro Tonnenkilometer als der Lastwagen, und das drückt auch auf die Transporttarife bei diesen. Bei langen Entfernungen, wie von Jujuy, Salta und Tucumán bis Buenos Aires ist der Unterschied besonders groß. In diesem Jahr sollte der Fortschritt bei der Belgrano-Bahn schon bemerkbar sein, und 2019 sollte die Bahn gut funktionieren. Es handelt sich hier um eine wahre Revolution.
Schließlich muss auch der Flussverkehr auf dem Paraná erwähnt werden. In den 90er Jahren wurden einmal die Arbeitsbedingungen auf diesem Gebiet, also auf den Schiffen und in den Häfen, völlig dereguliert, was die Arbeitskosten drastisch verringert hat. Und dann hat sich ein großes US-Unternehmen mit Flotten von flachen Schiffen, die geschoben werden, niedergelassen. Die Transportkosten sind beim Flusstransport viel niedriger als beim Lastwagen und der Eisenbahn.
Die Verringerung der Transportkosten für Waren aus dem Landesinneren, die in diesem und noch mehr in den nächsten Jahren eintreten wird, ist auch für den Export von großer Bedeutung. Denn viele Produkte, die davon betroffen werden, werden weitgehend exportiert, wie Äpfel und Birnen, Zucker, Tabak, Holzprodukte u.a. Macri hat sich in der Vorwoche in Russland auch darum bemüht, dass der Importzoll für Äpfel und Birnen abgeschafft u.a. Importhindernisse beseitigt werden. Wenn gleichzeitig die Transportkosten von Rio Negro bis zum Hafen (Bahía Blanca oder Buenos Aires) verringert werden, dann können die Landwirte auch einen angemessenen Preis erhalten, so dass die tiefe Krise, in der sie sich seit Jahren befinden, überwunden wird.